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Seit Jahren ist klar, dass der Offen-
bacher Maindeich saniert werden
muss. Nun sieht es so aus, als könn-
ten die Arbeiten 2018 beginnen.
Doch über eine Frage wird noch
heftig gestritten. Seite 40

So dumm war das nun
auch wieder nicht: Ul-
rich Schneider, der Ge-
schäftsführer der Wies-
badener Taunuswind

GmbH, zog sich heftige interne Vor-
würfe zu, als er den hessischen Wirt-
schaftsminister Tarek Al-Wazir (Grü-
ne) schriftlich aufforderte, persön-
lich dafür zu sorgen, dass der Antrag
auf die Errichtung von zehn Windrä-
dern auf dem Taunuskamm im Nord-
westen Wiesbadens so bald wie mög-
lich genehmigt werde.

Nicht etwa Schneiders Wunsch
nach politischer Einflussnahme der
grünen Galionsfigur empörte die An-
hänger der Windenergie. Den teilten
sie. Was sie fassungslos machte, war
Schneiders naiv anmutende Offen-
heit. Denn er hatte explizit ein Anlie-
gen zum Ausdruck gebracht, das al-
les andere als populär ist. Denn die
Öffentlichkeit verlangt immer an der
Sache orientierte Entscheidungen.

Dass es den Grünen darauf bei der
dezentralen Energiewende mitnich-
ten ankommt, zeigt die „Clearingstel-
le“, die Umweltministerin Priska
Hinz in ihrem Haus eingerichtet hat.
Erhellender als die Erklärungen, die
dazu gestern abgegeben wurden,
sind die Formulierungen der Ministe-
rin, die sich in der Antwort auf eine
kleine Anfrage der SPD vom April
finden. Danach soll die Clearingstel-
le gewährleisten, „dass möglichst vie-
le Genehmigungsverfahren noch in
diesem Jahr positiv abgeschlossen
werden können“. Dies ist die offiziel-
le regierungsamtliche Bestätigung
dafür, dass die Clearingstelle nicht
ergebnisoffen arbeitet, sondern mit
dem eindeutig erklärten Ziel, die Er-
richtung der beantragten Windräder
zu erlauben.

Streit würde es wohl geben, wenn
die Regierungspräsidentin Brigitte
Lindscheid und die ihr in diesem Fall
übergeordnete Umweltministerin
Priska Hinz unterschiedlichen Partei-
en angehörten. Doch beide gehören
den Grünen an. Und beide wissen
nur zu gut, dass sie ihr Amt der Partei
verdanken. Zu deren Erwartungen
zählt der konsequente Vollzug der
Energiewende.

Wenn der Antrag der Taunuswind
noch nicht abgelehnt wurde, obwohl
die Fachleute im Regierungspräsidi-
um seit langem mit Entschiedenheit
vor einer Gefährdung des Grundwas-
sers warnen, erklärt sich dies allein
durch die machtpolitische Konstella-
tion. Dass sogar die Naturschützer
unter den Grünen sich so etwas bie-
ten lassen, zeugt von dem atemberau-
benden Wandlungsprozess der Öko-
partei.

Grüne
Machtpolitik

Von Ewald Hetrodt

Schutz vor Hochwasser

Heute

olko. MAINZ. Für die Dauer des Main-
zer Oktoberfestes und damit bis ein-
schließlich Sonntag wird ein Teil der
Rheinhessenstraße jeweils zwischen
22 und 3 Uhr gesperrt. Das geht aus ei-
ner Mitteilung der Stadtverwaltung
hervor. Mit der Sperrung zwischen
Heuerstraße und der Baumschule zieht
die Kommune die Konsequenzen aus
einem tödlichen Unfall am Wochenen-
de: Ein Auto hatte am Samstag gegen
1.45 Uhr einen 26 Jahre alten Mann er-
fasst, der auf der Fahrbahn der Rhein-
hessenstraße gegangen war. Er erlag
später den schweren Verletzungen.

Laut der Stadt fand nach dem Unfall
ein Ortstermin mit Vertretern der Poli-
zei und der Straßenverkehrsbehörde
statt. Daß es im Umfeld des Festes im-
mer wieder gefährliche Situationen
mit – auch betrunkenen – Fußgängern
auf Höhe der Rheinhessenstraße gebe,
habe die Polizei für die Dauer der Ver-
anstaltung zur Sperrung der Verbin-
dung geraten. Der Schritt sei mit dem
Veranstalter des im Messepark stattfin-
denden Oktoberfestes abgestimmt wor-
den. Sein Personal werde die Autos ein-
weisen und gewährleisten, dass die
Sperrung in Kraft bleibe.

Nach Angaben der Stadtverwaltung
werden die Autos über die Robert-
Bosch-Straße und die Ludwig-Erhard-
Straße umgeleitet. Man führe den Ver-
kehr am Festgelände vorbei, um „etwai-
ge Gefährdungen deutlich zu reduzie-
ren“.

DARMSTADT. Bürgermeister und Sport-
dezernent Rafael Reißer (CDU) hat ges-
tern eine Premiere erlebt: das erste Darm-
städter Wattwandern in seiner Amtszeit.
Tatsächlich riecht es rund um den Großen
Woog so schlammig und brackig wie im
Nordseebad Büsum bei Ebbe. Und in der
Mitte des einzigen innerstädtischen Bade-
sees Hessens fühlt es sich unter den Schu-
hen auch so wattmäßig an: fester, grau-
gefärbter Sand, durch den sich merkwürdi-
ge Muster ziehen. Die sind, so erklärten
gestern Fachleute bei einer Baustellenbe-
sichtigung, nicht von Kinderhand gemalt,
sondern stammen von Aalen, die am See-
grund entlanggeglitten sind.

Aale gibt es inzwischen im Woog nicht
mehr. Das Wasser ist weitgehend abgelau-
fen, nur im Westen vor dem Woogs-
Damm und im Norden steht es noch eini-
ge Zentimeter hoch. Das sind genau die
Schlammzonen, die abgetragen werden
sollen. In ihnen schwimmen noch ein
paar kleine Fische, die Berufsfischer
Frank Schwab durchs Netz gegangen sind.
Alle andere hat Schwab vergangene Wo-
che abgefischt: Zander, Barsche, Rotau-
gen, Karpfen, einige Aale und als Pracht-
exemplar ein 1,40 Meter langer Wels. Die
Tiere, soweit genießbar, hat der Fischer
verkauft, die anderen wurden für Darm-
stadts städtischen Zoo zu Tierfutter verar-
beitet: ebenso wie die chinesischen Mu-
scheln, die in Südhessen eigentlich nichts
zu suchen haben. Die heimischen Arten
sind in Fischteichen im Stadtwald zwi-
schengelagert.

Auch ohne Wasser ist der Große Woog
ein Publikumsmagnet. Fußgänger sam-
melt, sich vor der Einzäunung des Freiba-
des, viele machen Fotos. Was nicht zu ver-
wundern braucht. Letztmalig war der Ba-

desee ohne Wasser vor mehr als 50 Jahren
zu besichtigen. Damals ging es ebenfalls
darum, den sich über die Jahrzehnte ange-
sammelten Schlamm zu entsorgen.

Bei der Generalsanierung 2016 geht es
aber nicht nur um die Entsorgung von Ab-
lagerungen. Die Stadt wird auch den
Grundablassschieber am Woogs-Damm
erneuern, durch den bei Hochwasser die
Wasserhöhe reguliert werden kann. Au-
ßerdem werden Ablaufleitung und ein wei-
terer Schieber modernisiert und eine Vor-
laufsperre eingebaut, um durch sie die
Wasserqualität zu verbessern. Denn ge-
speist wird der Woog durch den Darm-
bach, der im Stadtwald entspringt und als
natürliches Gewässer Trüb- und Schweb-
stoffe mit sich führt. Sicherheitshalber soll
durch diese Anlage auch der Phosphat-
Anteil reduziert werden.

Seit das Wasser abgelassen wurde,
steht fest, dass bei den Uferböschungen
ebenfalls nachgearbeitet werden muss.
Die Stein- und Betonbefestigungen sind
an manchen Stellen ziemlich porös, im-
mer wieder haben Baumwurzeln sich
durch kleinste Öffnungen hindurchge-
kämpft. „Aber das sind keine überra-
schenden Schäden“, sagte Reißer, die
Stützen im Freibad sähen sogar relativ
gut aus. Bevor am Ufer ausgebessert
wird, sind zunächst aber die Schlammab-
lagerungen abzutragen. Dazu wird der
See noch einmal bis zu 30 Zentimeter
Wassertiefe angefüllt, um den Morast
von einem kleinen Boot aus abzusaugen.
Auf der Woog-Insel wird die Masse dann
komprimiert und per Lastwagen ent-
sorgt. Kalkuliert wird mit rund 300 Last-
wagenfahrten. Das Darmstädter Watt

ist, wie Untersuchungen ergaben, unbe-
lastet von Schadstoffen.

Natürlich sammelt sich in 50 Jahren
auf dem Grund eines See viel an. Gefun-
den wurden eine Brandbombe, mehrere
Autofelgen und Autoreifen, Fahrrad- und
Motorradrahmen, Blechkanister, viele
Metallteile und das Autokennzeichen
DA-LY 24. Unter dem „Woogs-Café“ lag
gestern noch ein alter Tresor. Ohne Tür
und leider auch ohne Goldbarren oder
Silbermünzen. Dabei wäre Reißer über ei-
nen Schatzfund sicherlich glücklich gewe-
sen. Die Woog-Sanierung wird nämlich
deutlich teurer als erwartet, weil die Aus-
schreibungen andere Summen ergeben
haben als die Kalkulation der Verwal-
tung. Inzwischen rechnet der Bürgermeis-
ter mit Gesamtkosten von rund drei Mil-
lionen Euro.

skem. KÖNIGSTEIN. Der Prozess ge-
gen einen 81 Jahre alten Mann, der sei-
ne damalige Ehefrau vergewaltigt und
bedroht haben soll, hat gestern vor
dem Amtsgericht Frankfurt begonnen.
Der Angeklagte Dieter F. war mit der
heute 71 Jahre alten Frau in sechster
Ehe verheiratet, die Taten soll er im
Oktober 2013 begangen haben. Mittler-
weile sind die beiden geschieden.

Vor Gericht sagte die Frau aus, F.
habe eines Nachts eine Viagra-Tablette
genommen und sie zum Geschlechts-
verkehr gezwungen. Zuvor soll er ge-
sagt haben: „Wir sind verheiratet, also
kann ich mit dir machen, was ich will.“
Zwei Tage darauf habe er sie in der Kü-
che zwingen wollen, sexuelle Handlun-
gen an ihm vorzunehmen, sie sei je-
doch aus dem Haus geflohen. Er sei ihr
gefolgt und habe gedroht, ein Messer
zu holen. Zu ihr soll er gesagt haben:
„Dann bist du dran.“ Schließlich sei es
ihr gelungen, die Polizei zu rufen.

Der Angeklagte bezeichnete die ge-
gen ihn erhobenen Vorwürfe als „abso-
luten Blödsinn“. Er behauptete, seine
frühere Frau gar nicht vergewaltigt ha-
ben zu können, da er seit einer Prosta-
ta-Operation kaum noch zu sexuellen
Handlungen in der Lage sei. Aus die-
sem Grund habe seine Frau, die es nur
auf sein Geld abgesehen habe, Affären
gehabt. „Sie war schon immer geldgie-
rig, und den Sex hat sie sich bei jungen
Männern gesucht.“

F. sagte aus, er habe an dem Tag, an
dem sich die zweite Tat ereignet haben
soll, beim Kochen „eine Eingebung“ ge-
habt. Ihm sei klargeworden, dass seine
Frau ihn schon lange mit dem Gärtner
betrogen habe. Als er sie mit den Vor-
würfen konfrontiert habe, habe sie
sich selbst die Bluse zerrissen, die Haa-
re zerrauft, ihn zu Boden gestoßen und
die Polizei gerufen.

Nach Darstellung des Opfers waren
die mutmaßlichen Taten der Gipfel ei-
ner Reihe von Attacken ihres früheren
Gatten. Da er regelmäßig potenzstei-
gernde Mittel eingenommen habe,
habe er sie häufig zum Geschlechtsver-
kehr gedrängt. Wegen seiner überstei-
gerten Eifersucht habe er ihr verboten,
alleine einkaufen zu gehen, und bei Te-
lefonaten habe sie stets den Lautspre-
cher anschalten müssen. Seit der Verge-
waltigung durch ihren damaligen
Mann sei sie in psychologischer Be-
handlung.

Ursprünglich hatte die Frau F. we-
gen Körperverletzung angezeigt. Die
Vergewaltigung meldete sie der Polizei
erst einige Tage später. Sie habe sich ge-
schämt, dass ihr das in dem Alter noch
passiert sei, und habe Angst gehabt,
sich lächerlich zu machen, sagte sie.

Der Prozess wird fortgesetzt, das Ur-
teil soll am 3. November fallen.

htr. WIESBADEN. Über den Antrag,
auf dem Taunuskamm zehn Windräder zu
installieren, wird zurzeit nicht mehr im
Regierungspräsidium Darmstadt verhan-
delt, sondern im hessischen Umweltminis-
terium. Das bestätigten beide Behörden
gestern auf Anfrage. In Erfahrung ge-
bracht hatte die Tatsache Carsten Gödel
von der Bürgerinitiative „Rettet den Tau-
nuskamm“. Seine Bitte um Informatio-
nen zu dem Genehmigungsverfahren wur-
de in Darmstadt mit dem Hinweis abschlä-
gig beschieden, dass „interne“ Gespräche
berührt seien, die in der „Clearingstelle“
des Umweltministeriums geführt würden.

Wie berichtet, will die Tochter des
Wiesbadener Energieversorgers Eswe auf
der Hohen Wurzel zehn Windräder instal-
lieren. Die Entscheidung über den ent-
sprechenden Bauantrag hat das Regie-
rungspräsidium schon zweimal um drei
Monate aufgeschoben.

Gravierende Bedenken haben nicht
nur die Denkmalschutzbehörden auf der
Ebene der Kommunen und des Landes
geltend gemacht. Das Hessische Landes-
amt für Naturschutz, Umwelt und Geolo-
gie hat inzwischen mehrfach die Auffas-
sung bekräftigt, dass neun Windräder we-

gen damit verbundener Gefahren für das
Grundwasser nicht genehmigt werden
dürften. Diese Position haben sich die
Fachleute im Regierungspräsidium zu ei-
gen gemacht.

„Das Umweltministerium hat aber die
Fachaufsicht und kann bei fachlichen Fra-
gen beteiligt werden.“ So formulierte es
gestern die Sprecherin des von der Minis-
terin Priska Hinz (Die Grünen) geleiteten
Ressorts. So biete die Clearingstelle Ge-
spräche an, wenn es in Verfahren zu un-
terschiedlichen Bewertungen kommt, die
zu einer Verzögerung führten. Dabei
gehe es darum, „offene Fragen fachlich zu
klären“ und nach Lösungen zu suchen.

Als Beispiele nannte die Sprecherin bis-
her nicht erkannte Möglichkeiten der
Schadensminderung im Naturschutz, die
Berücksichtigung neuer Aspekte aus der
Rechtsprechung und das Ausloten weite-
rer Maßnahmen zur Vermeidung von Um-
weltschäden. Es gehe darum, das Verfah-
ren auch hinsichtlich der Rechtssicher-
heit effektiver zu gestalten.

Der Sprecher der Taunuswind teilte
mit, dass ein erstes Clearinggespräch am
Freitag stattgefunden habe. Nach seinen
Angaben war das Unternehmen mit dem

Vorstand Jörg Höhler, zwei weiteren Mit-
arbeitern, fünf Gutachtern und einem Ju-
risten vertreten. Sie hätten mit Fachleu-
ten aus dem Umweltministerium, dem Re-
gierungspräsidium sowie dem Landesamt
für Naturschutz, Umwelt und Geologie
„vertiefend“ über das Thema Grundwas-
ser gesprochen. Bislang sei ein weiterer
Termin für den nächsten Freitag verein-
bart. Dann werde es um den Denkmal-
schutz gehen.

Gödel nannte die Vorgehensweise „un-
glaublich“. Die Windkraftanlagen seien
aus Sicht aller Fachbehörden nicht geneh-
migungsfähig. Doch jetzt solle das Vorha-
ben am ministerialen Besprechungstisch
„gecleart“ werden. „Was ist das für ein
rechtsstaatliches Verständnis?“ Ingo-En-
drick, Rechtsanwalt und Notar in Darm-
stadt und Fachmann für Verwaltungs-
recht, erläuterte, das Verfahren sei aus po-
litischen Nützlichkeitserwägungen auf
die nächsthöhere Ebene verlagert wor-
den. Dabei handle es sich um eine „politi-
sche Entscheidung“, die juristisch nicht
zu beanstanden sei.

Gödel übt seit langem Kritik an dem
Verfahren. Als Anlass diente ihm bei-
spielsweise ein Brief, mit dem sich Ulrich

Schneider, Geschäftsführer der Taunus-
wind GmbH, im August an den hessi-
schen Wirtschaftsminister Tarek Al-Wa-
zir (Die Grünen) gewandt hatte. Darin be-
klagte er die „starre, durch nichts zu er-
schütternde Ablehnung“ des Vorhabens
durch das Landesamt für Naturschutz,
Umwelt und Geologie. Öffentliches Auf-
sehen erregte der Brief, weil Schneider
den Minister aufforderte, seinen Einfluss
dahin gehend geltend zu machen, dass
das Verfahren bald positiv abgeschlossen
werde.

Einen Monat später empfing Regie-
rungspräsidentin Brigitte Lindscheid
(Die Grünen) Vertreter der Taunuswind.
Wenige Tage nach diesem vertraulichen
Termin beantragte Taunuswind die Clea-
ringgespräche. Gödel hat nach eigenen
Angaben um das Protokoll des Gesprächs
zwischen Lindscheid und Vertretern der
Taunuswind gebeten und sich dabei auf
das hessische Umweltinformationsgesetz
berufen. Nach einem Monat habe er es
noch nicht bekommen, sagte er gestern.

Das Regierungspräsidium sei nach wie
vor die Entscheidungsbehörde, hob eine
Sprecherin in Darmstadt hervor. Man wol-
le die Frist bis Mitte Dezember einhalten.

lat. ESCHBORN. Bürgermeister Ma-
thias Geiger (FDP) hat die Grünen in ei-
nem Schreiben aufgefordert, „sich künf-
tig bei Personalangelegenheiten, insbe-
sondere mit wertenden Äußerungen,
gegenüber der Verwaltung oder Mitar-
beitern aufgrund ihrer sichtbaren
Kenntnislücken entsprechend zurück-
zuhalten“. Damit reagierte der Bürger-
meister auf eine Anfrage der Grünen
zu den Vorwürfen gegen Personalamts-
leiter Juan-Carlos Ortolá-Knopp. Eine
Mitarbeiterin hatte ihm sexuelles Mob-
bing vorgeworfen.

Wie berichtet, hatten die Grünen in
einem Fragekatalog an den Magistrat
das Vorgehen der Verwaltung in der An-
gelegenheit zu ergründen versucht. Gei-
ger stellte in dem Schreiben an die Grü-
nen-Fraktionsvorsitzende Bärbel Gra-
de fest, dass er Fragen zum Verfahrens-
lauf und zu Personalentscheidungen we-
der öffentlich noch gegenüber den Frak-
tionen oder sonstigen Dritten beant-
worte. Der Bürgermeister verwies auf
die Hessische Gemeindeordnung, nach
der Personalangelegenheiten aus-
schließlich in der Zuständigkeit des Ma-
gistrats lägen. Er versichere jedoch,
dass die Verwaltungsspitze in enger Ab-
stimmung mit den Sozialpartnern
„handwerklich völlig korrekt handelt“.

Die Anfrage sei mit dem Schreiben
des Bürgermeisters nicht beantwortet,
da der Magistrat in Gänze nicht infor-
miert sei, widersprach Grade. Die Grü-
nen sorgten sich, warum nach diversen
Skandalen immer noch vertrauliche Da-
ten und Unterlagen aus dem Rathaus
an die Öffentlichkeit gelangten. Die
Fraktion behalte sich vor, die Bildung
eines Akteneinsichtsausschusses zu be-
antragen. In der Auslegung der Hessi-
schen Gemeindeordnung irre Geiger:
„Als Fraktion haben wir ausdrücklich
das Recht, unsere Auffassung öffent-
lich darzustellen“, hob Grade hervor.

Rheinhessenstraße
wird nachts gesperrt

Wattwandern im Großen Woog

So war es und soll es wieder werden: Der Darmbach wird zu Hessens einzigem innerstädtischen Badesee aufgestaut.

Ehefrau
vergewaltigt
und bedroht
Prozess: 81 Jahre alter
Mann bestreitet Vorwürfe

Gespräche über Windräder ins Ministerium verlegt
Taunuskamm-Pläne werden nicht mehr im Regierungspräsidium erörtert, sondern in einer politischen Clearingstelle

Grüne und Geiger
streiten zu Anfrage

WIESBADEN

Darmstadts Badesee ist was-
serfrei und gibt einige Geheim-
nisse frei: leere Tresore und
alte Bomben zum Beispiel.

Von Rainer Hein

Inspektion: Darmstadts Bürgermeister Rafael Reißer geht dem Großen Woog auf den Grund.  Fotos Cornelia Sick


